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Mietenkampagne als gemeinsames politisches Ziel 1 

Die Linke Kreisverband Region Hannover 2 

Antrag zur Mitgliederversammlung am 24.01.2026 3 

 4 

Antragsteller*innen: Lars Kamperdicks, Mareile Wynants, Stephanie Carl, Darius Mikutat, 5 

Jamil Kellou, Maximilian Henke, Franka Weiler, Jana Goschenhofer, Martin Kapp, Aron 6 

Seifert, Tobias Kalmbach, David Lutz, Katharina Ohlendorf  7 

  8 

 9 

Antrag: 10 

Die Mitgliederversammlung des Kreisverbands Region Hannover möge beschließen: 11 

1. Der Kreisverband Region Hannover unterstützt die bundesweite Mietenkampagne 12 

der Partei Die Linke und beteiligt sich aktiv an deren Umsetzung vor Ort. 13 

2. Der Kreisverband erkennt die Themen Miete und Wohnen als zentrale politische 14 

Schwerpunkte für den Kommunalwahlkampf 2026 und darüber hinaus im 15 

Stadtgebiet Hannover an. 16 

3. Alle Gremien und Gliederungen des Kreisverbands, insbesondere der Kreisvorstand 17 

sowie die Basisorganisationen im Stadtgebiet Hannover, sind aufgerufen, die 18 

Mietenkampagne politisch, organisatorisch und öffentlichkeitswirksam zu 19 

unterstützen. Die Basisorganisation der Region sind eingeladen gemeinsam mit dem 20 

Kampagnenteam ein Konzept für die Region zu entwickeln. 21 

4. Ziel des Kreisverbands ist es, dass alle Kandidierenden der Partei im Stadtgebiet 22 

Hannover (Bezirksräte, Stadtrat, Regionsversammlung, Oberbürgermeister*in, 23 

Regionspräsident*in) im Kommunalwahlkampf 2026 sprechfähig zu den Inhalten 24 

und Forderungen der Mietenkampagne sind. Zu diesem Zweck bietet das 25 

Kampagnenteam im ersten Halbjahr 2026 eine Informationsveranstaltung an. an der 26 

die Kandidierenden für Stadtrat, Regionsversammlung, Oberbürgermeister*in und 27 

Regionspräsident*in teilnehmen sollen. Die Kandidierenden für die Bezirksräte sind 28 

zur Teilnahme eingeladen. 29 

5. Der Kreisverband stellt sich im Stadtgebiet Hannover hinter die Forderungen des 30 

Einwohner*innenantrags „Maßnahmen gegen den Mietennotstand in Hannover 31 

ergreifen!“ und unterstützt diesen politisch sowie organisatorisch, insbesondere 32 

durch Öffentlichkeitsarbeit und Mobilisierung zur Unterschriftensammlung. 33 

 34 
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Begründung: 35 

Die Mieten- und Wohnungspolitik ist eines der zentralen Themen unserer Zeit – auch und 36 

besonders in Hannover. Steigende Mieten, Verdrängung, Wohnungsnot und die 37 

zunehmende Profitorientierung großer Wohnungskonzerne belasten immer mehr 38 

Menschen. In Haustürgesprächen und Infoständen zeigt sich immer wieder: Kaum ein 39 

Thema wird so häufig genannt wie das Thema Wohnen. Explizit sorgen sich die Menschen 40 

wegen Mieterhöhungen, hohen Nebenkosten, dem schlechten Zustand ihrer Wohnung, 41 

Leerstand oder dem Verlust der eigenen Wohnung. 42 

Die bundesweite Mietenkampagne der Partei Die Linke setzt genau hier an. Sie verbindet 43 

ein für viele Menschen existenzielles Alltagsproblem mit einem politischen Ansatz, der über 44 

symbolische Forderungen hinausgeht. Ziel ist es nicht nur, über Mieten zu sprechen, 45 

sondern gemeinsam mit den Betroffenen konkrete Konflikte sichtbar zu machen, kollektive 46 

Anliegen zu entwickeln und Menschen dabei zu unterstützen, sich vor Ort zu organisieren 47 

und ihre Interessen gemeinsam durchzusetzen. 48 

Konkret bedeutet die Mietenkampagne für unseren Kreisverband: Wir gehen bewusst 49 

dorthin, wo große Immobilienkonzerne vermieten und in Stadtteile, in denen Die Linke 50 

bislang noch nicht stark verankert ist. Wir führen Gespräche nicht nur als einmaligen 51 

Kontakt, sondern suchen nach strukturellen Problemen, die ganze Häuser oder 52 

Wohnblöcke betreffen. Dort, wo gemeinsame Interessen bestehen, wollen wir Menschen 53 

dabei unterstützen, sich zusammenzuschließen und für ihre Rechte einzutreten. 54 

Erfahrungen aus Städten wie Berlin, Leipzig oder München zeigen, dass dieser Ansatz das 55 

Potenzial hat, reale Verbesserungen zu erkämpfen und zugleich neue politische Aktivität 56 

entstehen zu lassen. 57 

Für den Kreisverband Region Hannover bietet die Mietenkampagne mehrere strategische 58 

Chancen: 59 

• Politische Relevanz: Mieten und Wohnen betreffen Menschen unabhängig von Alter, 60 

Herkunft oder Lebenslage und schaffen eine gemeinsame Erfahrungsgrundlage. 61 

• Glaubwürdigkeit: Die Linke bleibt bei ihrer Linie, Politik anders zu machen – nah an 62 

den konkreten Problemen der Menschen und gemeinsam mit ihnen. 63 

• Politisierung und Teilhabe: Der gemeinsame Kampf für die eigenen Interessen ist 64 

einer der wirksamsten Wege, Menschen politisch zu aktivieren. Gerade Menschen 65 

in prekären Wohn- und Arbeitsverhältnissen können sich politische Mitarbeit oft nur 66 

dann leisten, wenn sie eine reale Verbesserung ihrer Lebenssituation erwarten 67 

können. 68 
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• Stärkung der Strukturen vor Ort: Die Basisorganisationen kennen ihre Stadtteile am 69 

besten. Die Mietenkampagne kann – je nach lokalen Bedingungen unterschiedlich – 70 

dazu beitragen, BOen zu stärken, neue Aktive einzubinden und Neumitglieder in 71 

konkrete politische Arbeit zu bringen. 72 

• Bundesweite Einbettung: Als Teil eines bundesweiten Projekts können wir auf 73 

Erfahrungen, Materialien und Unterstützungsstrukturen der gesamten Partei 74 

zurückgreifen und gemeinsam mit anderen Kreisverbänden voneinander lernen. 75 

Ein Baustein der Kampagne im Stadtgebiet ist der Einwohner*innenantrag „Maßnahmen 76 

gegen den Mietennotstand in Hannover ergreifen!“. Mit ihm wird der Mietennotstand 77 

benannt und die Stadt verpflichtet, sich mit konkreten Gegenmaßnahmen zu befassen. Der 78 

Antrag fordert unteranderem: 79 

• Einfrieren der Mieten bei allen Wohnungsgesellschaften, an denen die Stadt beteiligt 80 

ist, auch bei Neuvermietung  81 

• Erhebung des Mietspiegels als Stichprobe aller Mieten (auch Bestandsmieten) statt 82 

Schätzung des Mietspiegels;   83 

• konsequente Umsetzung der Zweckentfremdungssatzung dahingehend, dass 84 

Abriss, Leerstand und Kurzzeitvermietung von nutzbarem Wohnraum unter 85 

Androhung von Bußgeldern unterbunden wird 86 

• Flächen im Eigentum der Stadt werden im Wesentlichen als Erbpacht vergeben und 87 

Förderungen zum Bau von Wohnraum mit Sozialbindung erhalten nur noch 88 

gemeinwohlorientierte Träger.  89 

Die notwendige Zahl von 10.000 Unterschriften wird nicht allein an Haustüren erreicht 90 

werden. Umso wichtiger ist es, dass der Einwohner*innenantrag bei allen Veranstaltungen 91 

und Infoständen der Partei präsent ist und als Gesprächsanlass genutzt wird. Das erfordert 92 

gemeinsame Disziplin und Koordination – bietet aber zugleich die Chance, die 93 

Mietenkampagne sichtbar und wirksam zu verankern. 94 

Die Antragstellenden erkennen an, dass es offene Fragen gibt, etwa zur konkreten 95 

Ausgestaltung der Kampagne in der Region oder zum Zusammenspiel von 96 

Mietenkampagne und Kommunalwahlkampf. Diese Fragen sind Teil eines laufenden 97 

Prozesses und werden gemeinsam weiterentwickelt. Entscheidend ist, jetzt einen 98 

gemeinsamen politischen Rahmen zu setzen und die Mietenkampagne als zentrales Projekt 99 

des Kreisverbands im Stadtgebiet Hannover zu beschließen. 100 
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Mit diesem Antrag schafft der Kreisverband die Grundlage, Mieten und Wohnen als 101 

verbindendes politisches Ziel zu etablieren – im Alltag der Menschen, in der Parteiarbeit 102 

und im Kommunalwahlkampf 2026. 103 


